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Beschlußempfehlung und Bericht 
des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (10. Ausschuß) 

zu der Unterrichtung durch die Bundesregierung 
- Drucksache 13/10361 Nr. 2.33 - 

Vorschlag für eine Verordnung (EG) des Rates zur Änderung 
der Verordnung (EWG) Nr. 823/87 zur Festlegung besonderer Vorschriften 
für Qualitätsweine bestimmter Anbaugebiete 
KOM (98) 86 endg.; Ratsdok. 06356/98 

A. Problem 
Durch den von der Europäischen Kommission vorgelegten Ver-
ordnungsvorschlag sollen die Mitgliedstaaten ermächtigt werden, 
die Abfüllung von Qualitätsweinen in jewei ligen bestimmten 
Anbaugebieten unter besonderen Bedingungen vorzuschreiben. 
Hiervon würden viele Qualitätsweinanbaugebiete in den süd-
lichen Mitgliedstaaten Gebrauch machen, was erhebliche Um-
satzeinbußen der deutschen Kellereien zur Folge hätte. 

B. Lösung 

Ablehnung des Verordnungsvorschlages. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 

C. Alternative 

Kenntnisnahme 

D. Kosten 

Kosten wurden nicht erörtert. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

in Kenntnis der Mitteilung der Kommission - KOM (98) 86 endg.; 
Ratsdok. 06356/98 - (Anlage) folgende Entschließung anzuneh-
men: 

Der Deutsche Bundestag unterstützt die Haltung der Bundesre-
gierung, den Vorschlag der Kommission auf Ratsdok. 06356/98 
abzulehnen. 

Bonn, den 6. Mai 1998 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Egon Susset 

Amtierender Vorsitzender 

Heidemarie Wright 

Berichterstatterin 
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Bericht der Abgeordneten Heidemarie Wright 

I. 

Die EU-Vorlage - Ratsdok. 06356/98 - wurde gemäß 
§ 93 Abs. 1 der Geschäftsordnung des Deutschen 
Bundestages am 3. April 1998 mit Drucksache 
13/10361 Nr. 2.33 an den Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten zur alleinigen Beratung 
überwiesen. 

II.  

Mit der Verordnung soll den Mitgliedstaaten die 
Möglichkeit geschaffen werden, die Abfüllung von 
Qualitätsweinen b. A. im jewei ligen bestimmten 
Anbaugebiet unter folgenden Bedingungen vorzu-
schreiben: 

- Die Mitgliedstaaten müssen belegen, daß dem 
Wein dank der Abfüllung im Anbaugebiet spezifi-
sche, besonders prägnante Merkmale verliehen 
werden oder dadurch ein wesentlicher Beitrag 
zum Erhalt der typischen Merkmale des Weines 
geleistet werde. 

- Eine von den einzelstaatlichen Behörden aner-
kannte berufsübergreifende Organisation muß die 
Abfüllung des Qualitätsweines in bestimmten 
Anbaugebieten beschlossen haben oder 

- die obligatorische Abfüllung des Qualitätsweines 
in seinem Anbaugebiet muß von mindestens 90 % 
der Winzer im Anbaugebiet, auf die mindestens 
80 % des im Anbaugebiet erzeugten Weines ent-
fallen, befürwortet werden. 

Für Betriebe, die in den letzten drei Jahren vor dem 
Wirksamwerden der Abfüllverpflichtung im Anbau

-

gebiet Wein außerhalb dieses Anbaugebietes abge-
füllt haben, soll eine Übergangsfrist vorgesehen wer-
den. 

III. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hat die Vorlage in seiner 97. Sitzung am 
6. Mai 1998 abschließend behandelt. Die Mitglieder 
aller Fraktionen und der Vertreter der Gruppe der 
PDS waren einmütig der Auffassung, die Bundes-
regierung in einer Entschließung aufzufordern, den 
Vorschlag der Kommission abzulehnen. Es sei zu 
erwarten, daß viele Qualitätsweinanbaugebiete in 
den südlichen Mitgliedstaaten die Abfüllung im 
jewei ligen bestimmten Anbaugebiet vorschreiben 
würden, was mit erheblichen Umsatzeinbußen für 
die deutschen Kellereien verbunden wäre. Im übri-
gen würden die vorgetragenen fachlichen Gründe 
- Qualitätseinbußen bei einem Tr ansport  des Weines 
als Massengut - nicht überzeugen. Vielmehr gewähr-
leisteten die heutigen technischen Voraussetzungen 
für einen schonenden Transport der Weine eine opti-
male Erhaltung der Qualität. Auch wenn eine län-
gere Mindestreisezeit für notwendig erachtet werde, 
könnten die Mitgliedstaaten bereits heute die Dauer 
der Lagerung und den Zeitpunkt der Abgabe des 
Weines vorschreiben. Dazu bedürfe es keiner Fest-
legung des Ortes der Abfüllung. Darüber hinaus 
sprach sich der Ausschuß dafür aus, von einer Bera-
tung des Vorschlages in der Sache so lange abzu-
sehen, bis das Urteil des Europäischen Gerichtshofes 
in dieser Angelegenheit vorliege, um die Urteils-
gründe bewerten und berücksichtigen zu können. 

Der Ausschuß hat einstimmig empfohlen, die aus 
der Beschlußempfehlung ersichtliche Entschließung 
anzunehmen. 

Bonn, den 6. Mai 1998 

Heidemarie Wright 

Berichterstatterin 
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Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am siebten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften in  Kraft.  

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und g ilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Geschehen zu 

Im Namen des Rates 
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